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Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freunde,
 
anbei sende ich Ihnen/ Dir meinen Infobrief anlässlich der vergangenen Sitzungswoche
des Deutschen Bundestages.

  
Themen der Woche:

 
Ampel im Legalisierungsrausch: Meine Meinung zum neuen Cannabis-Gesetz der
Koalition
Besuchergruppe aus dem Wahlkreis bei Markus Grübel in Berlin
Fortsetzung des Bundeswehrmandats SEA GUARDIAN: Bundestagrede von
Markus Grübel am 22.02.2024
Neues Bundeswehrmandat EUNAVFOR ASPIDES
Deutschland braucht eine Wirtschaftswende: Markus Grübel und
Fraktionsgeschäftsführer Thorsten Frei zu Besuch in Neuhausen
CDU und CSU möchten „menschenunwürdige Zustände in der Prostitution
beenden“
Baden-Württembergs Justizministerin Marion Gentges im Bundestag
Bundestag beschließt Änderung des Onlinezugangsgesetzes (OZG)
Organspende-Register startet im März
Gute Nachricht, Enttäuschung und Zitat der Woche
Zahl der Woche
Praktikantin Ella Wolff stellt sich vor

 
Ihr/ Dein Markus Grübel MdB

 Abgeordneter des Wahlkreises Esslingen
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  Ampel im Legalisierungsrausch: Meine Meinung
zum neuen Cannabis-Gesetz der Koalition
 
Das, was die rot-grün-gelbe Koalition in dieser Bundestags-Sitzungswoche auf den Weg
bringt, zeigt wieder einmal, wie die Ampel seit nunmehr zwei Jahren Politik macht:
Anstatt die wirklichen Probleme im Land – auch im Bereich Gesundheit, P�ege etc. –
anzupacken, betreibt sie knallharte Klientelpolitik, die zudem gefährlich und schädlich ist.
Die Rede ist vom so genannten „Gesetz zum kontrollierten Umgang mit Cannabis“, das
am Freitag im Bundestag beschlossen werden soll.

  
Meine Fraktion und ich halten dieses Vorhaben für fatal und im höchsten Maße
verantwortungslos. Offensichtlich gibt die Koalition hier dem jahrzehntelangen
vehementen Druck einer kleinen, aber gut organsierten Bevölkerungsgruppe nach und
nimmt damit sehenden Auges gesundheitliche Schäden – auch und insbesondere von
Jugendlichen und jungen Erwachsenen – in Kauf. Künftig soll also Cannabis nicht mehr
zu den verbotenen Substanzen gemäß Betäubungsmittelgesetz gehören und der Besitz
und Konsum einer nicht kleinen Menge straffrei bleiben.

  
Leider haben sich auch in den letzten Wochen, also in der Endphase des
Beratungsverfahrens des Cannabis-Gesetzes, vor allem GRÜNE und FDP, aber auch der
übergroße Anteil der SPD, völlig beratungsresistent gezeigt, was die einhelligen
Warnungen fast aller Experten (darunter Kinder- und Jugendärzte, Kinder- und
Jugendpsychiater, die Bundesärztekammer, die Gewerkschaft der Polizei, der Bund
Deutscher Kriminalbeamter, der Berufsverband der Lehrkräfte und Pädagogen)
anbelangt. Insbesondere für junge Menschen bis 25 Jahren ist der Konsum von
Cannabis hochgefährlich, da bei ihnen die Entwicklung des Gehirns noch nicht
abgeschlossen ist. Gravierende psychische Krankheiten wie Depressionen,
Angststörungen, Psychosen etc. können die unmittelbare Folge dieses Drogenkonsums
sein.

  
Bei der Teilnahme am Straßenverkehr birgt die Abschaffung der bisherigen Nullgrenze
die Gefahr vermehrter Verkehrsunfälle. Während es bereits beim Alkohol sehr schwierig
(und deshalb gefährlich) ist, an die 0,5-Promille-Grenze „heranzutrinken“, ist dies beim
Konsum von Haschisch quasi unmöglich.
 
Es ist traurig und bezeichnend, dass die SPD (von GRÜNEN und FDP ganz zu schweigen)
noch nicht einmal auf die Warnungen ihrer eigenen Innenpolitiker (darunter Sebastian
Hartmann MdB, bis 2021 Vorsitzender des Bundes Deutscher Kriminalbeamter) hört, die
vor „Graswolken“ à la Amsterdam in deutschen Innenstädten warnen, durch die auch
Kinder und Jugendliche künftig werden gehen müssen und die ebenfalls prognostizieren,
dass der illegale Drogenmarkt durch das neue Gesetz nicht ausgetrocknet wird, sondern
vielmehr einen Aufschwung erlebt.

 

     

 

 

 

 

Besuchergruppe aus dem Wahlkreis bei Markus
Grübel in Berlin
 

 

 



Am 21.02.24 besuchte
eine so genannte BPA-
Gruppe
(Informationsfahrt, die
vom Bundespresseamt
und dem Büro des
Abgeordneten
gemeinsam organisiert
wird) aus dem
Wahlkreis Esslingen
ihren direkt gewählten

Abgeordneten Markus Grübel in Berlin. Bei einem Gespräch im Paul-Löbe-Haus des
Bundestages berichtete Grübel von aktuellen politischen Themen und zu bewältigenden
Aufgaben. Eine wichtige Rolle im Gespräch spielten die Sicherheitspolitik sowie der
demogra�sche Wandel und die daraus resultierenden Probleme für die Gesellschaft
(Sicherung des Wohlstandes, Rentenbezug etc.). Im Anschluss stellten die Gäste Fragen
an ihren Abgeordneten und trugen auch persönliche Forderungen an die Politik vor.

 

     

 

  Fortsetzung des Bundeswehrmandats SEA
GUARDIAN: Rede von Markus Grübel im
Bundestag am 22.02.2024
 
"Die NATO-geführte Maritime Sicherheitsoperation SEA GUARDIAN ist ein
Stabilitätsanker im Mittelmeer. SEA GUARDIAN ist seit 2016 fester Bestandteil der NATO-
Präsenz im Mittelmeer und trägt zum Schutz der Süd�anke bei. Diese maritime
Sicherheitsoperation steht nicht im Rampenlicht. Die Operation SEA GUARDIAN leistet
mit Aufklärung und Lagebilderstellung ihren Beitrag für die Sicherheit und Stabilität in der
Region. Die anderen Aufträge sind wenig relevant, insbesondere weil Küstenmeere
grundsätzlich nicht mehr zum Einsatzgebiet gehören. Aufklärung und Lagebilderstellung
sind eine Selbstverständlichkeit und nicht mandatierungsp�ichtig. Erklären kann man die
Mandatierung nur, wenn man auf die Vorgängermission schaut, die Operation ACTIVE
ENDEAVOUR, die eine Reaktion auf den 11. September war, basierend auf Art. 5 NATO-
Vertrag. Fährt eine Fregatte über das Mittelmeer und erstellt Lagebilder, ist das
mandatierungsp�ichtig und wird in zwei Debatten im Bundestag beraten. Entscheidet
aber eine Regierung, eine schwere Panzerbrigade mit 5.000 bis 6.000 Mann nach Litauen
zu schicken, erfordert das kein Mandat – so viel zum Begriff „Parlamentsarmee“. 

  
Die NATO verfolgt einen 360-Grad-Ansatz. Deshalb ist es weiterhin wichtig, dass wir
neben der Nord- und Ost�anke das Mittelmeer im Blick haben und dort Präsenz zeigen.
Das gilt erst recht seit der Verschärfung der Lage im Nahen Osten durch die grausamen
Attacken der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023. Die aktuellen Geschehnisse im Roten
Meer machen uns deutlich, wie verletzlich Handelsrouten und Seewege sind. Durch das
Mittelmeer verlaufen ebenfalls Handelsrouten und Verkehrswege. Am Grund des
Mittelmeeres verlaufen kritische Infrastrukturen, wie Datenkabel. Die freie Seefahrt und
die Sicherheit der Unterwasserinfrastruktur sind im Interesse Deutschlands. Dabei muss
ich an unseren ehemaligen Bundespräsidenten Horst Köhler denken, der einmal gesagt
hat, freie Seewege müssten auch mithilfe der Deutschen Marine durchgesetzt werden.

 

 



Der damalige Fraktionsvorsitzende der Grünen, Jürgen Trittin, hat gesagt, das sei
Kanonenbootpolitik. Die Grünen lagen damals falsch. Umso positiver ist es, dass die
Grünen gelernt haben und heute zu einem ganz anderen Ergebnis kommen.
 
Derzeit leistet die Fregatte HESSEN einen unterstützenden Beitrag für SEA GUARDIAN,
bevor sie ihre herausfordernde Verp�ichtung bei der Operation ASPIDES im Roten Meer
übernimmt. Die verschiedenen Marineeinsätze zeigen, wie stark die Deutsche Marine
belastet ist. Darum brauchen wir dringend das fünfte und sechste Schiff der Fregatte F-
126 und müssen den Beschluss dafür zeitnah treffen. Wir brauchen aber auch neue
unbemannte Systeme für die Minenabwehr und die Unterwasserkriegsführung, aber
auch zum Schutz von Leitungen am Meeresgrund. Und wir brauchen das nötige
Personal. Leider bildet die Haushaltsplanung der Ampel all dies nicht entsprechend ab.
Auch die Gesellschaft muss verteidigungsfähig (oder wie der Verteidigungsminister
Minister sagt: kriegstüchtig) werden. Andere sprechen von Resilienz oder
Widerstandsfähigkeit. Besonders die Familien unserer Soldatinnen und Soldaten
brauchen unsere Unterstützung. 

  
Mein großer Dank gilt unseren Soldatinnen und Soldaten bei den Marine-Operationen! 

  
Durch ihren Einsatz sorgen sie für unseren Schutz. Im Gegenzug sind wir als Bundestag
verp�ichtet, für ihren Schutz im Einsatz zu sorgen, indem wir ihnen bestmögliche
Ausrüstung und bestmögliches Material zur Verfügung stellen."
 
 

 

 

  Rede von Markus Grübel vom 22.02.2024 in der Bundestags-Mediathek 
 

 

 

     

  

Neues Bundeswehrmandat EUNAVFOR
ASPIDES
 
Der Deutsche Bundestag hat diese Woche ein neues Bundeswehrmandat beschlossen.
Die Bundeswehr wird sich an der EU-geführten Marine-Operation EUNAVFOR ASPIDES
im Roten Meer beteiligen. Seit November des letzten Jahres greift die vom Iran
unterstützte Huthi-Miliz vom Jemen aus Handelsschiffe im Roten Meer an und
destabilisiert damit die Seewege in dieser Region. Viele Schiffe fahren inzwischen
deshalb nicht mehr durch das Rote Meer, sondern nutzen den deutlich längeren Weg um
das Kap der guten Hoffnung in Südafrika. Die transportierten Güter kommen dadurch mit
circa zehn Tagen Verspätung an ihrem Bestimmungsort an. EUNAVFOR ASPIDES soll die
Sicherheit des Seeweges durch das Rote Meer gewährleisten und so auch den
internationalen Handel schützen. Die Fregatte HESSEN ist bereits im Mittelmeer
vorausstationiert und wird sich nun in ihr Einsatzgebiet begeben. Die Fregatte HESSEN
ist für den Einsatz gut geeignet und die Besatzung gut ausgebildet. Ich selbst bin als OLt
zS auf der HESSEN im Auslandseinsatz im Mittelmeer gewesen. Die Operation ASPIDES
ist defensiv, die Huthi-Miliz wird nicht aktiv angegriffen. Trotzdem handelt es sich bei
ASPIDES um einen gefährlichen Einsatz, wofür alle Soldatinnen und Soldaten, die in
diesen Einsatz gehen, Dank, Anerkennung und Respekt verdienen.
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 Deutschland braucht
eine Wirtschaftswende:
Markus Grübel und
Fraktionsgeschäftsführer
Thorsten Frei zu Besuch
in Neuhausen
 

Im Rahmen des Formats „Treffpunkt Fraktion“
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion kamen am
16.02.2024 rund 200 Gäste in der Firma F.
Zimmermann GmbH in Neuhausen
zusammen, um in einen offenen Austausch
über die prekäre Lage der Wirtschaft in
Deutschland sowie die Wirtschaftspolitik im
Allgemeinen zu diskutieren. Moderiert wurde
die Veranstaltung mit dem Titel
„Wirtschaftswende jetzt – Deutschland muss
wieder attraktiver werden“ vom Esslinger
Bundestagsabgeordneten und Initiator
Markus Grübel. Zu Beginn dankte Grübel der
Familie Gänzle dafür, dass Sie Ihre Werkshalle
öffnet und betonte die Bedeutung von
innovativen Familienunternehmen für den
Wirtschaftsstandort Deutschland.

In seinem Impulsvortrag ging der Erste
Parlamentarische Geschäftsführer der CDU-
Bundestagsfraktion Thorsten Frei MdB auf die
aktuelle Situation der deutschen Wirtschaft
ein. Deutschland sei eine Wirtschaftsnation
mit �eißigen Arbeitnehmern, kreativen
Er�ndern, exzellenten Ingenieuren und starken
Unternehmen. „Made in Germany“ sei ein
global geschätztes Qualitätssiegel. Doch zur
Wahrheit gehöre auch: Deutschlands
Wohlstand sei bedroht. Deutschland könne
die wirtschaftliche Wende schaffen, dazu
brauche es jedoch in erster Linie eine
Regierungspolitik, die die Realitäten
anerkenne, mahnte Frei.

Deutschland rutsche immer weiter in die
Rezession, die deutsche Wirtschaft
schrumpfe – und dies als einzige in Europa.
Verantwortlich dafür sei vor allem die
Bundesregierung. Sie sorge für immer höhere
Energiekosten, immer weiter steigende

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010371.pdf


Abgaben und immer mehr Bürokratie.
Gleichzeitig erhöhe sie die Ausgaben für
Soziales und verringere Anreize zur
Arbeitsaufnahme, vor allem durch das
Bürgergeld. Diese Politik führe dazu, dass der
Standort Deutschland immer mehr an
Wettbewerbsfähigkeit verliere. Investitionen in
Deutschland gingen dramatisch zurück.
Immer mehr deutsche Unternehmen würden
ins Ausland abwandern. Dagegen wolle die
CDU mit einem konkreten 12-Punkte-Plan
vorgehen, versprach Thorsten Frei und
erläuterte anschließend den CDU-Plan, der als
Antrag in den Deutschen Bundestag
eingebracht werden soll.

Das Papier beinhaltet unter anderem folgende
Forderungen: Die Sozialabgaben sollen wieder
auf maximal 40 Prozent des Bruttolohns
gedeckelt werden, Überstunden von
Vollzeitbeschäftigten sollen steuerlich
begünstigt und die ersten 2.000 Euro
Arbeitseinkommen im Jahr für Rentner
steuerfrei gestellt werden. Mit diesen und
weiteren Maßnahmen, wie etwa einer
dauerhaften Senkung der Stromsteuer auf
das europäische Minimum, der Einführung
von Genehmigungsfristen im Baurecht, dem
Stopp des Lieferkettengesetzes und der
Zusage, bis Ende 2025 für Bürger und
Unternehmen keine neuen bürokratischen
Hürden zu schaffen, soll der
Wirtschaftsstandort Deutschland gestärkt
werden und an Wettbewerbsfähigkeit
gewinnen.

Die überbordende Bürokratie war es auch, die
die Teilnehmer der anschließenden
Podiumsdiskussion immer wieder als
„Bremsklotz“ für die Unternehmen und damit
die Wirtschaft allgemein, anführten. Laut
Gastgeberin Eva Gänzle, die Kaufmännische
Leiterin und Syndikusrechtsanwältin der F.
Zimmermann GmbH, seien vor allem stabile
politische Rahmenbedingungen für eine
Wirtschaftswende unerlässlich.
Fachkräftemangel, fehlende
Kinderbetreuungsplätze und fehlende
Steuervorteile für arbeitswillige Rentner seien



dabei nur einige Probleme, die Gänzle in Ihrem
Arbeitsalltag täglich begegneten. Heike
Gehrung-Kauderer, Geschäftsführerin der
Hirsch Hotelbetriebs GmbH in Ost�ldern-Ruit
und im Ehrenamt zugleich Präsidentin der
IHK-Bezirkskammer Esslingen-Nürtingen,
kritisierte die schleichende Akademisierung
der Gesellschaft, die in den letzten Jahren
immer mehr zum Problem für den
Arbeitsmarkt, vor allem in der Gastronomie
geworden sei. „Es ist höchste Zeit,
arbeitswillige Leute unbürokratisch zu fördern
und dadurch auch zu integrieren“, betonte
Gehrung-Kauderer. In dieselbe Richtung
argumentierte Dr. Dietrich Birk, der
Geschäftsführer des Verbandes Deutscher
Maschinen- und Anlagenbau e.V. (VDMA)
Baden-Württemberg. Birk ging auf die aktuelle
Debatte um die Einführung einer Vier-Tage-
Woche ein, die seiner Meinung nach nicht in
die Zeit passe. Es gebe in seiner
Berufsbranche bereits jetzt einen hohen Anteil
an Teilzeitarbeitsplätzen, wobei aber
eigentlich Vollzeitstellen dringend besetzt
werden müssten. Ein weiteres Problem seien
die hohen Kosten, die die Betriebe für die
Bewältigung der Bürokratie aufwenden
müssten. Darüber hinaus müsse das
Arbeitszeitgesetz reformiert werden, damit
Unternehmen und Arbeitsnehmer �exiblere
Wochenarbeitszeitmodelle für sich einführen
können, forderte Birk.

 

Im Vorfeld der Abendveranstaltung lud
Markus Grübel Bürgermeister aus dem Land-
kreis Esslingen sowie den Landrat zu einem
Gespräch mit Fraktionsgeschäftsführer
Thorsten Frei MdB ein. Die
Kommunalvertreter nutzen die Gelegenheit,
um auf diejenigen Bereiche aufmerksam zu
machen, bei denen aus ihrer Sicht
bundespolitisches Handeln am dringendsten
angezeigt ist. Darunter zählt die
Wohnraumknappheit – auch verursacht durch
die nach wie vor hohe Zahl an Zuwanderern –,
die Umsetzung des Rechts auf
Ganztagsbetreuung an Grundschulen sowie
dringend notwendige Reformen im Bereich
des Baurechts. An vielen Stellen greife der



Bund zu sehr in die kommunale
Selbstverwaltung ein und gebe den
Kommunen Vorgaben, die praktisch nicht
umzusetzen seien. 

 

Thorsten Frei und Markus Grübel versprachen,
dass die Sorgen, Argumente und Ideen der
Bürgermeister, Unternehmer und Gäste dieser
Veranstaltung nicht verhallen, sondern in die
parlamentarische Arbeit der Unionsfraktion
ein�ießen würden. Denn in einem sei man
sich einig: Eine Dienstleistungsmentalität im
Sinne von „der Staat muss alles bereitstellen
und alle Lasten ausgleichen“, die viele Bürger
gegen-über dem Staat inzwischen einnehmen
würden, sei nicht länger tragbar. „Der Wohl-
stand unseres Landes gründet auf
wirtschaftlichem Erfolg, für den man jetzt
gesamt-gesellschaftlich kämpfen muss“,
betonte Grübel abschließend.
 
 

 

 

 
Antrag der CDU/CSU-Fraktion "Wirtschaftswende

jetzt – Sofortprogramm für die deutsche Wirtschaft"
(Debatte im Bundestag am 21.02.2024)

 
 

 

 

 

     

 

  CDU und CSU möchten „menschenunwürdige
Zustände in der Prostitution beenden“
 
Am 07.11.2023 hatte die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ihr Positionspapier
„Menschenunwürdige Zustände in der Prostitution beenden – Sexkauf bestrafen“
veröffentlicht und das Thema seither auch im Bundestag vorangetrieben (siehe Infobrief
vom 17.11.2023). Am heutigen Freitag bringt die Union nun einen Antrag mit demselben
Titel ins Plenum des Bundestages ein, um die Bundesregierung zum Handeln beim
Thema Prostitution in Deutschland aufzufordern. Denn, und hier sind sich nahezu alle
Experten (Streetworker, Hilfsorganisationen, Polizeien, Staatsanwaltschaften etc.) einig:
Der jetzige Zustand, also die Tatsache, dass Deutschland – etwas zugespitzt – als das
„Bordell Europas“ mit mindestens 250.000 Prostituierten, gilt, kann nicht länger
hingenommen werden.

  
Hintergrund ist, dass die damalige rot-grüne Bundesregierung mit ihrem
Prostituiertengesetz im Jahr 2002 zwar versucht hatte, die Situation für die Betroffenen
zu verbessern (u.a. durch eine verp�ichtende Absicherung in der Sozial- und
Krankenversicherung), dieses Ansinnen jedoch deutlich gescheitert ist. Tatsächlich hat
sich insbesondere die Situation für die weiblichen Prostituierten (über 90 Prozent aller
vom „Sexkauf“ Betroffenen) seither drastisch verschlechtert und bis auf wenige
Ausnahmen handelt es sich gemäß CDU und CSU um „unfreiwillige Armuts- und
Elendsprostitution“, mit einer faktisch totalen Abhängigkeit von den Zuhältern.
 

 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/103/2010371.pdf


Leider hat auch das unter der Großen Koalition 2017 eingeführte
Prostituiertenschutzgesetz seine Wirkung verfehlt und es �nden weiterhin täglich
tausende – erneut etwas zugespitzt formuliert – Quasi-Vergewaltigungen, ganz legal
und gegen „Cash“, statt. Die Unionsfraktion fordert deshalb die Bundesregierung zu
einem echten Paradigmenwechsel auf und befürwortet die Einführung des sog.
Nordischen Modells. Insbesondere seien folgende Punkte umzusetzen:

  
- Einführung einer allgemeinen Strafbarkeit von Freiern und Ahndung des Kaufs sexueller
Dienstleistungen als Vergehen
 
- Sicherstellung, dass Prostituierte nicht kriminalisiert werden, wenn sie künftig ihre
Tätigkeit ausüben

  
- Verbot aller Prostitutionsstätten

  
- Einführung der grundsätzlichen Strafbarkeit von Zuhälterei, Ausbeutung von
Prostituierten und Menschenhandel
 
- Ausbau der Ausstiegsangebote für Prostituierte (mit dem Ziel eines echten
selbstbestimmten Lebens) sowie eine langfristige und verlässliche Unterstützung von
Beratungsstellen
 
 

 

 

  Positionspapier der CDU/CSU-Fraktion "Menschenunwürdige Zustände in der Prostitution beenden –
Sexkauf bestrafen" vom 07.11.2023  

 

 

 

     

 

 

 

 

Baden-
Württembergs
Justizministerin
Marion Gentges im
Bundestag
 

Die Ministerin der Justiz und für
Migration des Landes Baden-
Württemberg, Marion Gentges MdL
(CDU), redete am

Donnerstagnachmittag für die CDU/CSU-Fraktion im Bundestag im Rahmen einer
"Aktuellen Stunde". Der Titel der von der Union beantragten Debatte war "Bezahlkarte
jetzt rechtssicher einführen - Blockade innerhalb der Bundesregierung beenden".
 
Im Anschluss traf sich Ministerin Gentges noch mit den CDU-Abgeordneten aus Baden-
Württemberg im Bundestag (siehe Foto).
 
 

 

 

  Debatte zum Thema "Bezahlkarte" vom 22.02.2024 in der Bundestags-Mediathek 
 

 

 

 

 

 

     

 

   

 

https://www.cducsu.de/sites/default/files/2023-11/Positionspapier%20Sexkauf%20bestrafen.pdf
https://www.bundestag.de/mediathek/plenarsitzungen?videoid=7607466#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjA3NDY2&mod=mediathek
https://www.bundestag.de/mediathek/plenarsitzungen?videoid=7607466#url=L21lZGlhdGhla292ZXJsYXk/dmlkZW9pZD03NjA3NDY2&mod=mediathek


Bundestag beschließt Änderung des
Onlinezugangsgesetzes (OZG)
 
Diesen Freitag wird im Bundestag ein medial wenig berücksichtigtes, für die Bürger
dennoch wichtiges Gesetz verabschiedet, nämlich eine Änderung des sog. OZG, des
Onlinezugangsgesetzes. Im Jahr 2017 hatte die damalige unionsgeführte
Bundesregierung das OZG beschlossen und damit einen grundlegenden Impuls für die
Digitalisierung der Verwaltung in Deutschland gesetzt.
 
Nachdem die Frist des OZG 1.0 Ende 2022 ausgelaufen ist, hat die aktuelle Koalition viel
Zeit verstreichen lassen, so dass kein nahtloser Übergang gewährleistet ist. Trotz der
langen Bearbeitungszeit fehlt dem nun vorlegten OZG-Änderungsgesetz die notwendige
Verbindlichkeit, um die Verwaltungsdigitalisierung mit ausreichend Dynamik und Priorität
fortzusetzen. Und dass es dringend notwendig ist, dass Bürger mehr
Verwaltungsdienstleistungen schnell und unkompliziert online wahrnehmen können,
anstatt stundenlang in überfüllten Bürgerämtern zu warten, ist eine unbestreitbare
Tatsache.

  
Die Unionsfraktion fordert deshalb in einem sog. Entschließungsantrag die Ampel auf,
u.a. folgende Punkte zu berücksichtigen:
 
- Der Grundsatz „Digital �rst“ muss ernst genommen werden, indem eine Vorgabe in das
OZG aufgenommen wird, wonach alle Verwaltungsdienstleistungen gegenüber Bürgern
und Unternehmen grundsätzlich digital anzubieten sind.
 
- Die Bundesregierung muss mit gutem Beispiel vorangehen und insbesondere die
restlichen der 115 Leistungen, bei denen der Bund verantwortlich ist, zeitnah
digitalisieren.
 
- Zentrale Basisdienste müssen vom Bund mit offenen Standards und Open Source
bereitgestellt werden, die dann von Ländern und Kommunen mitgenutzt werden können
(um den jetzigen Zustand, dass jedes Bundesland und jede Kommune ihr eigenes
„Süppchen kocht“, zu beenden).
 
 

 

 

  "Entschließungsantrag" der CDU/CSU zum OZG-Änderungsgesetz 
 

 

 

     

 

 

 

 
 

Organspende-Register
startet im März
 

In Deutschland hoffen derzeit rund 8.500
Menschen auf ein Spenderorgan. Ab dem
18.03.2024 soll es möglich sein, unter
www.organspende-register.de seine
Bereitschaft zur Organ- oder Gewebespende
schriftlich zu hinterlegen. Das zentrale Register
ist ein Kernelement einer Organspendereform,

 

 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/104/2010423.pdf


die von der damaligen Großen Koalition initiiert
wurde und die der Bundestag 2020
beschlossen hatte. Darin soll man Erklärungen
zu seiner Spendenbereitschaft online speichern
können. Bis zum 01.07.2024 sollen die
Entnahmekrankenhäuser in der Lage sein, die
Erklärungen abzurufen. Für die Erklärung wird
anfangs wohl ein Ausweisdokument mit der
sogenannten eID-Funktion (elektronische
Identität) notwendig sein. Im dritten Quartal
dieses Jahres soll auch die Erklärung mittels
Gesundheits-ID, etwa über die App der
Krankenkasse, möglich werden. Bis zum
01.01.2025 sollen dann schließlich alle
behördlich zugelassenen Gewebeeinrichtungen
an das Register angebunden sein. Das Register
soll den Organspendeausweis, der im Ernstfall
eventuell schwierig aufzu�nden ist, langfristig
ablösen. Dazu erklärt Markus Grübel:
 
„Acht von zehn Menschen haben eine positive
Einstellung zur Organspende. Aber nicht einmal
ein Bruchteil davon hat seine
Spendenbereitschaft auch z.B. in Form eines
Organspendeausweises dokumentiert (derzeit
noch weit unter 50 Prozent). Das ist ein
wesentlicher Grund, warum mögliche Spenden
zu oft nicht durchgeführt werden können und
warum die Transplantationszahlen zuletzt
bundesweit deutlich zurückgegangen sind.
Bitte sprechen Sie mit Ihren Bekannten. Jeder
sollte sich eine Meinung zum Thema
Organspende bilden und diese schriftlich
dokumentieren. Das ist für Angehörige im
Ernstfall eine wichtige Entscheidungshilfe.
Auch wenn der Bundestag im Januar 2020
bedauerlicherweise mehrheitlich gegen den
Gesetzentwurf zur doppelten
Widerspruchslösung gestimmt hat, so hat
allein die politische Debatte um das Gesetz
dazu geführt, dass sich die Bürger informieren.
Wenn es um das eigene Leben oder das von
Angehörigen geht, würde jeder dankbar ein
Spenderorgan annehmen. Folglich �nde ich es
richtig, dass jeder auch selbst bereit ist, Organe
zu spenden“.
 
 

 

 

  Link zum Oranspende-Register 
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Gute Nachricht der
Woche
 
Wie das Handelsblatt am
20.02.2024 berichtete, nimmt das
Bundes�nanzministerium endlich
die Vorschläge der Union für das
neue Entlastungspaket auf und
prüft diese, um der, gemäß
Bundeswirtschaftsminister
Habeck „dramatischen“ bzw.
gemäß Bundes�nanzminister
Lindner „peinlichen“
Wirtschaftsschwäche
entgegenzuwirken. 
 
Denn der
Jahreswirtschaftsbericht zeigt:
Die Wirtschaft stagniert. Das
Wachstum wird gemäß Habeck in
diesem Jahr lediglich bei 0,2 %
und nicht bei noch kürzlich
prognostizierten, 0,7 bis 0,9 %
liegen. Ursächlich dafür sind,
neben geopolitischen Krisen, die
vielen Unsicherheiten und
Unklarheiten, mit denen Industrie
und Handwerk in Deutschland zu
kämpfen haben - und wofür die
Politik der Bundesregierung
verantwortlich ist.

 

 

 

 

 

 

Enttäuschung der Woche
 
Die unverantwortliche Blockade
der GRÜNEN verhindert das
Vorhaben, Rechtssicherheit für die
deutschlandweite Einführung
einer sog. Bezahlkarte für
Asylbewerber zu schaffen - und so
die Migrationskrise in Griff zu
bekommen. Die Bezahlkarte
ersetzt einen Großteil des
Bargelds und soll somit einen
Missbrauch deutscher
Sozialleistungen durch
Überweisungen ins Ausland (vor
allem an Schleuser) verhindern.
Dies ist eine wichtige Maßnahme
zur Begrenzung illegaler
Zuwanderung und erzielt bereits
erste Erfolge.
 
Ursprünglich wurde eine Einigung
über die Einführung der
bundeseinheitlichen Bezahlkarte
für Ge�üchtete bereits auf dem
Migrationsgipfel im November
2023 gefunden, jetzt herrschen
jedoch durch die Blockade der
GRÜNEN wieder Unstimmigkeiten
in der Ampel-Koalition – die FDP
drohte sogar mit dem Ausstieg
aus der Regierung.

 

 

 

 

 

 

Zitat der Woche
 
„So wie der Folterknecht in
Nawanlys Gefängnis seinen
Schlagstock benutzt, benutzt der
Herr im Kreml seine Streitkräfte.
So lange Putin herrscht, wird
Europa nicht zur Ruhe kommen.“ 
 
Knut Abraham MdB (CDU/CSU-
Fraktion) im Bundestag am
21.02.2024
 
Der CDU-Außenpolitiker Abraham
forderte in der "Aktuellen Stunde"
zum Tod Alexej Nawalnys am
Mittwoch ein stärkeres
Engagement gegen Putins
Regime in Russland. Auch der
ukrainische Präsident Selensky
stellte auf der Münchener
Sicherheitskonferenz am 17.02.24
fest, dass „menschliches Leben
keinen Wert für den russischen
Staat“ habe. Dies kann man
aktuell sowohl in den
Kriegsgebieten in der Ukraine als
auch am brutalen Vorgehen gegen
jegliche Opposition in Russland,
welches zuletzt Nawalny das
Leben kostete, beobachten.

 

 

 

     

 
 

Zahl der Woche
 

Am 08.03.2024 wird der Internationale Frauentag
begangen. Dieser Tag würdigt nicht nur
gesellschaftliche Fortschritte bei der
Gleichberechtigung der Frauen, sondern macht
auch auf noch zu bewältigende Probleme in
Deutschland und weltweit aufmerksam.

  
Während sicherlich auch bei uns noch in einigen
Bereichen Ungleichheiten vorherrschen, ist die
Situation von Frauen in Ländern wie dem Iran
geradezu erschütternd. Dort werden Frauen und
Mädchen, wenn ihr Kopftuch verrutscht ist, von
Einheiten der "Sittenpolizei" geschlagen (und dabei
ihr Tod billigend in Kauf genommen). Werden
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Frauen Opfer einer Vergewaltigung, können sie,
gemäß der iranisch-theokratischen Auslegung der
Scharia wegen "Ehebruchs" zum Tod durch
Steinigung verurteilt werden.

 
     

 

 

 

 

Praktikantin Ella
Wolff stellt sich
vor
 

"Mein Name ist Ella Wolff, ich
bin 20 Jahre alt und bin in
Wiesbaden geboren, aber im
„hohen Norden“, in Hamburg
aufgewachsen. Nach dem
Abitur habe ich sechs Monate
einen Freiwilligendienst in

Frankreich absolviert und ich studiere nun im dritten Semester Jura an der Universität
Münster.
 
In diesen Semesterferien absolviere ich ein vierwöchiges Praktikum im Berliner
Abgeordnetenbüro von Markus Grübel. Hier lerne ich seine parlamentarische Arbeit
hautnah kennen und habe die Möglichkeit bei verschiedenen Ausschusssitzungen oder
auf der Besuchertribüne im Plenarsaal zuzuhören und so den demokratischen Prozess
zu erleben und „hinter die Kulissen“ zu blicken."

 

 

 

    

     

    

 

 

Markus Grübel MdB
Parlamentarischer Staatssekretär a.D.
Abgeordneter des Wahlkreises Esslingen
 
Deutscher Bundestag
Paul-Löbe-Haus (Zi. 6.740)
Platz der Republik 1
11011 Berlin
Telefon: +49 (0) 30 / 227 - 71973
Telefax: +49 (0) 30 / 227 - 76964
E-Mail: markus.gruebel@bundestag.de
https://www.markus-gruebel.de
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